
Satzung zur Änderung der Satzung
über die Benutzung der

Friedhofs- und der Bestattungseinrichtungen
der Gemeinde Emmering (Friedhofssatzung - FS)

vom 28. Juli 2022

Aufgrund von Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie Abs. 2 der Gemeindeordnung für

den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl.
S. 796 BayRS 2020-1—14), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom O9. März 2021 (GVBL S.

74) geändert worden ist, erlässt die Gemeinde Emmering folgende Satzung:

§1

Die Satzung über die Benutzung der Friedhofs- und der Bestattungseinriohtungen der Ge-

meinde Emmering (Friedhofssatzung —— FS) vom 30. Januar 2018 wird wie folgt geändert:

1.

(1)

(2)

§ 8 erhält folgende Fassung:

ä 8

Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof

Aus Gründen des Erhalts der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedürfen Gewerbe—

treibende, die Gräber ausheben und verfüllen sowie Grabmale und Grabeinfassungen

errichten, bearbeiten und entfernen, für ihre Tätigkeit auf dem gemeindlichen Friedhof

der vorherigen Zulassung durch die Gemeinde. Die Zulassung ist schriftlich oder im

Wege der elektronischen Verfahrensabwicklung zu beantragen.

Die Zulassung nach Abs. 1 wird nur Gewerbetreibenden erteilt, die in fachlicher, betrieb-

licher und persönlicher Hinsicht geeignet und zuverlässig sind. Fachlich geeignet zur

Errichtung von Grabmalen und Einfassungen sind Gewerbetreibende, die aufgrund ihrer

Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedho-

fes die angemessene Gründungsart zu wählen und nach dem in der Satzung genannten

technischen Regelwerk die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die

Gewerbetreibenden müssen in der Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das

richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner

müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein,

mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren.

Personen, die unvollständige Anzeigen bzw. nicht korrekt dimensionierte Abmessungen

von sicherheitsrelevanten Bauteilen bei der Anzeige benennen oder sich bei der Aus-

führung der Fundamentierung und der Befestigung der Grabmalteile nicht an die in der
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(4)

(5)

(6)

(8)

Anzeige genannten Daten halten, werden als unzuverlässig eingestuft. Gewerbetrei-

bende, die Gräber ausheben und verfüllen. müssen über geeignetes Gerät verfügen und

insbesondere die Allgemeinen Vorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz

(VSG)“, die hierzu ergangenen Richtlinien der Sozialversicherung Landwirtschaft, Fors-

ten und Gartenbau (SVLFG) sowie die Vorschriften des Gemeinde-Unfall—Versiche-

rungsverbandes (GUV) kennen und beachten. Eine entsprechende Erklärung über die

Erfüllung der vorstehenden Anforderungen durch den Antragsteller in Bezug auf die je-

weilige Dienstleistung ist dern Antrag auf Zulassung ebenso beizufügen wie ein Nach—

weis über den Abschluss einer Haftpichtversicherung, die Schäden nach Abs. 8 ab-

deckt

Der Antragsteller erhält einen Zulassungsbescheid, der auch als Ausweis für die Berech-

tigung zur Vornahme der Arbeiten (Berechtigungsschein) gilt und dem Friedhofspersonal

auf Verlangen vorzuzeigen ist. Der Berechtigungsschein ist widerruflich, er kann von

Bedingungen abhängig gemacht oder mit Auflagen verbunden werden. Wer ohne Be-

rechtigungsschein im Friedhof arbeitet, kann vorbehaltlich weiterer Maßnahmen des

Friedhofs verwiesen werden.

Über den Antrag entscheidet die Gemeinde innerhalb einer Frist von drei Monaten. Hat

die Gemeinde nicht innerhalb der festgelegten Frist von drei Monaten entschieden, gilt

die Zulassung als erteilt.

Gärtner und sonstige Gewerbetreibende haben die Ausübung ihrer gewerbsmäßigen

Tätigkeit der Gemeinde anzuzeigen. Die Anzeige hat mindestens eine Woche vor Auf-

nahme der Tätigkeit schriftlich zu erfolgen. Die Ausübung der gewerbsmäßigen Tätigkeit

kann versagt werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung nicht gewährleistet ist

oder wenn trotz Abmahnung mehrfach gegen die Friedhofssatzung oder Anordnung der

Friedhofsverwaltung verstoßen wird. Ein einmaliger schwerwiegender Verstoß ist aus-

reichend.

Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen

Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftsraum, die im lnland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer

Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Abs. 1 bis 5 sind nicht anwendbar.

Die Vorschriften des Verfahrens über einen einheitlichen Ansprechpartner und über die

Möglichkeit der elektronischen Abwicklung des Verfahrens nach dem Bayerischen Ver-

waltungsverfahrensgesetz sind anwendbar (Art. 6 und 8 DLRL; Art. 71a bis 71e

BayVwVfG).
’

Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusam-

menhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.



(9)

(10)

(11)

Die Friedhofswege dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7

Abs. 4) mit den für die Ausführung der Arbeiten oder für den Transport von Arbeitsmitteln

erforderlichen Fahrzeugen befahren werden. Die zuiässige Höchstgeschwindigkeit im

Friedhofsbereich beträgt Schritttempo. Bei anhaltendem Tau- oder Regenwetter kann

die FriedhofsvenNaitung das Befahren der Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagen.

Der Schutz der Sonn- und Feiertage richtet sich nach dem Feiertagsgesetz.

Durch gewerbiiche Arbeiten darf die Würde des Friedhofs nicht beeinträchtigt werden;

insbesondere ist während der Bestattungsfeierlichkeiten die Vornahme gewerbiicher

oder störender Arbeiten in der Nähe des Bestattungsortes untersagt. Nach Beendigung

der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze sowie die Umgebung der Grabstätten

wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen."

2. Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt.

,,§ 28 a
Leichentransport

Zur Beförderung von Leichen im Gemeindegebiet sind Leichenwagen zu benutzen. Die

Beförderung der Leichen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen.

Für die Anforderungen an die Sargbeschaffenheit und das Bestattungsfahrzeug gelten

die §§ 12 und 13 BestV.“

3. Nach § 28 a wird folgender § 28 b eingefügt:

,,§ 28 b

Leichenbesorgung

Das Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen hat durch einen geeigneten Bestat—

ter zu erfolgen.“

4. § 29 erhält folgende Fassung:

5 29
Aufbahrung, Graböffnung und -—schließung

Die Aufbahrung sowie die Graböffnung und Grabschließung ist durch ein geeignetes

Bestattungsunternehmen vorzunehmen.“



5. § 30 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Die Bestattung hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen.“

6. § 33 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

(3) Alle Ausgrabungen und Umbettungen sind durch ein geeignetes Bestattungsunter-

nehmen durchzuführen.“

7. § 33 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

(5) Den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Gräbern und Anlagen entstehen,

hat der Antragsteller zu tragen.“

8. §38 lit. e) erhält folgende Fassung:

e) entgegen § 8 Abs. 11 Satz 1 Halbsatz 2 in der Nähe von Bestattungsfeierlichkeiten

gewerbliche oder störende Arbeiten vornimmt,“

9. § 38 lit. f) erhält folgende Fassung:

f) entgegen § 8 Abs. 11 Satz 2 die Arbeits- und Lagerplätze sowie die Umgebung der

Grabstätten nicht wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand versetzt.“

§2
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


